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Bekanntmachung der Wahl
und Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen

Gemäß §1 des Sächsischen Kommunalwahlgesetzes (KomWG) und §1 der Sächsischen Kommunalwahlordnung (KomWO)
ergeht folgende Bekanntmachung mit ergänzenden Hinweisen:

1. Wahltag

Die oben bezeichnete Wahl findet am Sonntag, in der Zeit von 8.00 bis 18.00 Uhr statt.

Ein etwaig notwendig werdender zweiter Wahlgang findet am in der Zeit von 8.00 bis 18.00 Uhr statt.

Mit der Festsetzung des oben genannten Wahltermins werden die Parteien und Wählervereinigungen hiermit aufgefordert,
rechtzeitig ihre Wahlvorschläge einzureichen.

Gemeinde/Stadt/Landkreis

in/im
Name des Landkreises/Gemeinde/Stadt

Amtsbezeichnung

am
Datum

für die Wahl des

Datum

3. Inhalt und Form der Wahlvorschläge

3.1 Grundsätzliches
Die Wahlvorschläge sind unter Einhaltung der gesetzlichen Vorschriften aufzustellen. Die Wahlvorschläge müssen den
Bestimmungen über Inhalt und Form der Wahlvorschläge (§ 16 KomWO) entsprechen; die in § 16 Abs. 3 KomWO
genannten Unterlagen sind den Wahlvorschlägen beizufügen.

Formulare zur Bewerberaufstellung sind - während der allgemeinen üblichen Öffnungszeiten – bei der

erhältlich.

2. Einreichung von Wahlvorschlägen

Wahlvorschläge können von Parteien und Wählervereinigungen sowie von Einzelbewerbern eingereicht werden (§ 6 Abs. 1
Satz 1 KomWG bzw. §§ 41 Abs. 1, 56 KomWG). Dabei kann jede Partei, jede Wählervereinigung und jeder Einzelbewerber
für jeden Wahlkreis nur einen Wahlvorschlag einreichen.

Die Wahlvorschläge können frühestens am Tag nach dieser Bekanntmachung eingereicht werden. Sie müssen spätestens

(66. Tag vor der Wahl – § 6 Abs. 2 KomWG) bei

schriftlich eingereicht werden.

Die Wahlvorschläge gelten auch für einen etwaigen zweiten Wahlgang, sofern sie nicht bis zum 5. Tag nach der Wahl
zurückgenommen werden (§§ 44a Abs. 2, 56 KomWG).

Anschrift des zuständigen Vorsitzenden des Kreis-/Gemeindewahlausschusses

Datum

*)

*) Hier ist darauf zu achten, ob es sich bei der Bürgermeisterwahl um einen hauptamtlichen oder einen ehrenamtlichen Bürgermeister handelt.

Verwaltungsgemeinschaft/Verwaltungsverband

sowie für einen eventuellen zweiten Wahlgang

am
Datum

Anschrift der Gemeinde/der Stadt/des Landkreises

Datum

bis zum
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Bürgermeisters

14. Juni 2020

28. Juni 2020

Jöhstadt

14. Juni 2020

28. Juni 2020

09. April 2020
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3.2. Wählbarkeit (§ 45 SächsLKrO bzw. § 49 SächsGemO)
Zum  Bürgermeister  sind  Deutsche  im  Sinne  des  Artikel  116  des  Grundgesetzes  und  Staatsangehörige  anderer
Mitgliedsstaaten  der  Europäischen  Union  wählbar,  die  das  18.  aber  noch  nicht  das  65.  Lebensjahr  vollendet  haben  und
die  allgemeinen  persönlichen  Voraussetzungen  für  die  Berufung  in  das  Beamtenverhältnis  erfüllen.  Ehrenamtliche
Bürgermeister sind auch über das 65. Lebensjahr hinaus wählbar.

Zum  Landrat  sind  Deutsche  im  Sinne  des  Artikel  116  des  Grundgesetzes  und  Staatsangehörige  anderer  Mitgliedsstaaten
der  Europäischen  Union  wählbar,  die  das  27.  aber  noch  nicht  das  65.  Lebensjahr  vollendet  haben  und  die  allgemeinen
persönlichen Voraussetzungen für die Berufung in das Beamtenverhältnis erfüllen.

Nicht wählbar ist,
– wer vom Wahlrecht ausgeschlossen ist (§ 14 Abs. 2 SächsLKrO, § 16 Abs. 2 SächsGemO), oder
– infolge  deutschen  Richterspruchs  die  Wählbarkeit  oder  die  Fähigkeit  zur  Bekleidung  öffentlicher  Ämter  nicht  besitzt

oder
– als  Staatsangehöriger  eines  anderen  Mitgliedstaates  der  Europäischen  Union  nach  dem  Recht  dieses  Mitgliedstaates

infolge  einer  zivilrechtlichen  Einzelfallentscheidung  oder  einer  strafrechtlichen  Entscheidung  die  Wählbarkeit  verloren
hat sowie

– wer  aus  dem  Beamtenverhältnis  entfernt,  wem  das  Ruhegehalt  aberkannt  oder  gegen  wen  in  einem  dem
Disziplinarverfahren  entsprechenden  Verfahren  durch  die  Europäische  Union,  in  einem  anderen  Mitgliedsstaat  der
Europäischen  Union  oder  in  einem  anderen  Vertragsstaat  des  Abkommens  über  den  Europäischen  Wirtschaftsraum
eine entsprechende Maßnahme verhängt worden ist oder

– wer  wegen  einer  vorsätzlichen  Tat  durch  ein  deutsches  Gericht  oder  durch  die  Rechtsprechende  Gewalt  eines
anderen  Mitgliedsstaats  der  Europäischen  Union  oder  eines  anderen  Vertragsstaats  des  Abkommens  über  den
Europäischen  Wirtschaftsraum  zu  einer  Freiheitsstrafe  verurteilt  worden  ist,  die  bei  einem  Beamten  den  Verlust  der
Beamtenrechte  zur  Folge  hätte,  in  den  auf  die  Unanfechtbarkeit  der  Maßnahme  oder  Entscheidung  folgenden  fünf
Jahren.

3.3 Aufstellung des Bewerbers
Bei der Aufstellung von Bewerbern ist gemäß § 6c KomWG Folgendes zu beachten:
Der  Bewerber  einer  Partei  oder  einer  mitgliedschaftlich  organisierten  Wählervereinigung  kann  in  einem  Wahlvorschlag  nur
benannt  werden,  wenn  er  in  einer  Mitgliederversammlung  oder  in  einer  Vertreterversammlung  hierzu  gewählt  worden  ist.
Mitgliederversammlung  ist  eine  Versammlung  der  im  Zeitpunkt  ihres  Zusammentritts  wahlberechtigten  Mitglieder  im
Wahlgebiet.  Vertreterversammlung  ist  eine  Versammlung  der  von  einer  derartigen  Mitgliederversammlung  aus  ihrer  Mitte
gewählten  Vertreter.  Reicht  die  Zahl  der  wahlberechtigten  Mitglieder  der  Partei  oder  mitgliedschaftlichen
Wählervereinigung  in  der  Gemeinde  nicht  zur  Durchführung  einer  Mitgliederversammlung  aus,  tritt  an  deren  Stelle  eine
Versammlung der wahlberechtigten Mitglieder oder Vertreter im Landkreis.
Der  Bewerber  in  Wahlvorschlägen  nicht  mitgliedschaftlich  organisierter  Wählervereinigungen  kann  nur  benannt  werden,
wenn  er  in  einer  Versammlung  der  im  Zeitpunkt  ihres  Zusammentritts  wahlberechtigten  Angehörigen  der
Wählervereinigung von der Mehrheit der anwesenden Angehörigen hierzu gewählt worden ist.
In  Gemeinden  mit  mehreren  Wahlkreisen  sind  die  Bewerber  für  alle  Wahlvorschläge  einer  Partei  oder  Wählervereinigung
in  einer  Mitglieder-  oder  Vertreterversammlung  im  Wahlgebiet  zu  bestimmen.  Dabei  sind  für  jeden  Wahlkreis  getrennte
Wahlen durchzuführen.
Die  Bewerber  und  die  Vertreter  für  die  Vertreterversammlung  müssen  geheim  gewählt  werden.  Jeder  stimmberechtigte
Teilnehmer  der  Versammlung  ist  vorschlagsberechtigt;  satzungsmäßige  Vorschlagsrechte  bleiben  unberührt.  Den
Bewerbern ist Gelegenheit zu geben, sich und ihr Programm der Versammlung vorzustellen.
Die  Wahl  der  Bewerber  darf  frühestens  12  Monate,  die  Wahl  der  Vertreter  frühestens  15  Monate  vor  Ablauf  des
Zeitraums, in dem die Wahl durchzuführen ist, stattfinden.
Das  Nähere  über  die  Wahl  der  Vertreter  für  die  Vertreterversammlung,  über  die  Einberufung  und  Beschlussfähigkeit  der
Mitglieder-  oder  Vertreterversammlung  sowie  über  das  Verfahren  für  die  Wahl  der  Bewerber  regeln  die  Parteien  und
Wählervereinigungen durch ihre Satzungen.
Mit  dem  Wahlvorschlag  ist  eine  Niederschrift  über  die  Wahl  des  Bewerbers  mit  Angaben  über  Ort,  Art  und  Zeit  der
Versammlung,  Zahl  der  erschienenen  Stimmberechtigten  und  dem  Ergebnis  der  Wahlen  einzureichen.  Hierbei  haben  der
Leiter  der  Versammlung  und  zwei  stimmberechtigte  Teilnehmer  an  Eides  statt  zu  versichern,  dass  die  Wahl  des
Bewerbers  in  geheimer  Wahl  erfolgt  ist  und  den  Bewerbern  die  Gelegenheit  gegeben  wurde,  sich  und  ihr  Programm  der
Versammlung  vorzustellen.  Der  Vorsitzende  des  Kreis-/Gemeindewahlausschusses  ist  zur  Abnahme  einer  solchen
Versicherung  an  Eides  statt  zuständig;  er  gilt  als  Behörde  im  Sinne  von  §  156  des  Strafgesetzbuches  in  der  jeweils
geltenden Fassung.

3.4. Einreichung von Wahlvorschlägen
Der  Wahlvorschlag  soll  nach  dem  Muster  der  Anlage  16  KomWO  (BA-G-004  DW  [SA])  eingereicht  werden.  Er  muss
enthalten:
– als  Bezeichnung  des  Wahlvorschlags  den  Namen  der  einreichenden  Partei  oder  Wählervereinigung,  ggf.

Kurzbezeichnung oder Kennwort, falls die einreichende Wählervereinigung keinen Namen führt,
– Familiennamen,  Vornamen,  Beruf  oder  Stand,  Geburtsdatum  und  Anschrift  (Hauptwohnung)  des  Bewerbers,  bei

ausländischen Unionsbürgern ferner die Staatsangehörigkeit sowie
– das Wahlgebiet.

Dem Wahlvorschlag sind beizufügen (§ 16 Abs. 3 KomWO):
– eine  Erklärung  jedes  Bewerbers  nach  dem  Muster  der  Anlage  17,  dass  er  der  Aufnahme  in  den  Wahlvorschlag

zugestimmt  hat  (§  6a  Abs.  2  KomWG)  und  dass  er  für  dieselbe  Wahl  nicht  in  einem  anderen  Wahlvorschlag  aufgestellt
ist,

– beim  Wahlvorschlag  einer  Partei  oder  Wählervereinigung  eine  Ausfertigung  der  nach  §  6c  Abs.  7  KomWG
anzufertigenden  Niederschrift  mit  der  erforderlichen  Versicherung  an  Eides  Statt;  die  Niederschrift  soll  nach  dem
Muster  der  Anlage  19  gefertigt  werden,  die  Versicherung  an  Eides  Statt  nach  dem  Muster  der  Anlage  20,  auch
unmittelbar auf der Niederschrift,
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vertreten  ist  oder  im  Gemeinderat  einer  an  einer  Gemeindeeingliederung  oder  Gemeindevereinigung  beteiligten  früheren
Gemeinde  im  Wahlgebiet  zum  Zeitpunkt  des  Erlöschens  der  Mandate  vertreten  war,  bedarf  abweichend  keiner
Unterstützungsunterschriften.  Dies  gilt  entsprechend  für  den  Wahlvorschlag  einer  Wählervereinigung,  wenn  er  von  der
Mehrheit  der  für  die  Wählervereinigung  Gewählten,  die  dem  Gemeinderat  zum  Zeitpunkt  der  Einreichung  angehören  oder
zum Zeitpunkt der Gemeindeeingliederung oder Gemeindevereinigung angehört haben, unterschrieben ist.

Gemäß  §  41  Abs.  2  KomWG  bedarf  bei  Bürgermeister-  und  Landratswahlen  ein  Wahlvorschlag  keiner
Unterstützungsunterschriften, der als Bewerber den Amtsinhaber oder Amtsverweser enthält. 

Gemeinsame  Wahlvorschläge  mehrerer  Parteien  oder  Wählervereinigungen  bedürfen  dann  der  Unterstützungs-
unterschriften, wenn dies für mindestens einen Wahlvorschlagsträger erforderlich ist.

4.2. Anzahl der notwendigen Unterstützungsunterschriften

Wahlberechtigten, die keine Bewerber des Wahlvorschlags sind, unterstützt werden.

Anzahl

Ein Wahlberechtiger kann nicht mehrere Wahlvorschläge für dieselbe Wahl unterstützen. Hat ein Wahlberechtigter für
dieselbe Wahl für mehrere Wahlvorschläge eine Unterstützungsunterschrift geleistet, sind alle seine Unterschriften
ungültig. Hierauf ist er vor Unterschriftsleistung hinzuweisen. Die geleistete Unterschrift zur Unterstützung eines
Wahlvorschlages kann nicht zurückgenommen werden.

4.3 Leisten der Unterstützungsunterschriften
Die Unterstützungsunterschriften können nach Einreichung des Wahlvorschlages bei

Anschrift(en) der Orte für die Leistung von Unterstützungsunterschriften bei der Gemeinde/Stadt

– im  Falle  der  Anwendung  von  §  6c  Abs.  1  Satz  3  KomWG  eine  von  dem  für  den  Landkreis  oder  die  Gemeinde
zuständigen  Vorstand  oder  sonst  Vertretungsberechtigten  der  Partei  oder  mitgliedschaftlich  organisierten
Wählervereinigung unterzeichnete schriftliche Bestätigung, dass die Voraussetzungen für dieses Verfahren vorlagen,

– beim  Wahlvorschlag  einer  mitgliedschaftlich  organisierten  Wählervereinigung  zum  Nachweis  der  mitgliedschaftlichen
Organisation eine gültige Satzung, 

– beim  Wahlvorschlag  einer  nicht  mitgliedschaftlich  organisierten  Wählervereinigung  für  jeden  Unterzeichner  des
Wahlvorschlags eine Bescheinigung der zuständigen Gemeinde über sein Wahlrecht nach dem Muster der Anlage 21,

– bei ausländischen Unionsbürgern eine Versicherung an Eides Statt nach § 6a Abs. 3 KomWG.

4. Unterstützungsunterschriften

4.1 Wer benötigt welche Anzahl Unterstützungsunterschriften?

Der  Wahlvorschlag  einer  Partei,  die  aufgrund  eigenen  Wahlvorschlags  im  Sächsischen  Landtag  vertreten  ist  oder  seit  der
letzten Wahl im

Jeder Wahlvorschlag muss zum Zeitpunkt der Unterzeichnung des Wahlvorschlags von mindestens

Datum

zu den allgemein üblichen Öffnungszeiten bis zum

für die Einreichung von Wahlvorschlägen ist die Unterzeichnung bis 18.00 Uhr möglich.

geleistet werden. Am Tag des Ablaufs der Frist
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Ort, Datum

Unterschrift

angeschlagen am: abgenommen am:

veröffentlicht am: im/in der
(Amtsblatt, Zeitung)

5. Änderung von Wahlvorschlägen

Ein Wahlvorschlag kann nach Ablauf der Einreichungsfrist nur durch gemeinsame Erklärung der Vertrauenspersonen in
Schriftform und nur dann geändert werden, wenn ein Bewerber stirbt oder seine Wählbarkeit verliert.
Ansonsten können nach Ablauf der Einreichungsfrist nur noch solche Mängel an Wahlvorschlägen behoben werden, die
den Inhalt des Wahlvorschlages nicht verändern.

Der Wahlausschuss beschließt am in öffentlicher Sitzung über die Zulassung der Wahlvorschläge.
Im Übrigen wird auf § 7 KomWG, § 20 KomWO verwiesen.

Datum

(7. Tag vor Ablauf der Einreichungsfrist für Wahlvorschläge) schriftlich zu beantragen; dabei sind die

Hinderungsgründe glaubhaft zu machen. Offensichtlich unbegründete Anträge können zurückgewiesen werden; der
ablehnende Bescheid ist dem Antragsteller unverzüglich zuzustellen. Der Beauftragte sucht den Wahlberechtigten in
seiner Wohnung oder an dem von diesem bezeichneten anderen Aufenthaltsort, der innerhalb des Wahlgebiets liegen
muss, auf und legt ihm ein Unterschriftsblatt zum Unterschreiben vor. Ist der Wahlberechtigte des Lesens unkundig oder
durch körperliche Gebrechen gehindert, seine Unterschrift zu leisten, hat der Beauftragte seine Erklärung zu Protokoll zu
nehmen, indem er auf dem Unterschriftsblatt die geforderten Angaben einträgt und bestätigt, dass er die Eintragung
aufgrund der Erklärung des Wahlberechtigten selbst vorgenommen hat.

Datum

Die Unterstützungsunterschrift muss vom Wahlberechtigten auf einem Unterschriftsblatt nach dem Muster der Anlage 23
KomWO (BA-G-009 DW [SA]) unter Angabe des Tags der Unterzeichnung eigenhändig geleistet werden. Neben der
Unterschrift sind Familienname, Vornamen und Anschrift (Hauptwohnung) vom Unterzeichner anzugeben; auf Verlangen
hat er sich über seine Person auszuweisen. Dabei ist sicherzustellen, dass bei der Unterzeichnung die Namen der
Vorunterzeichner nicht bekannt werden.

Wahlberechtigte, die infolge Krankheit oder ihres körperlichen Zustands die Unterzeichnung durch Erklärung vor einem
Beauftragten der Verwaltung ersetzen wollen, haben dies beim Vorsitzenden des Wahlausschusses spätestens am

6. Zulassung von Wahlvorschlägen
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Jöhstadt, 11. Februar 2020
Olaf Oettel

12. Februar 2020 Jöhstädter Amtsblatt



Satzung der Stadt Jöhstadt über die Entschädigung 
ehrenamtlicher Tätigkeit bei Wahlen, Volks- und Bürgerentscheiden 

(Entschädigungssatzung Wahlen, Volks- und Bürgerentscheide) 
 
 
 
Aufgrund des § 4 und 21 der Gemeindeordnung für den Freistaat Sachsen (SächsGemO) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 09. März 2018 (SächsGVBl. S. 62), zuletzt geändert durch 
Artikel 5 des Gesetzes vom 02. Juli 2019 (SächsGVBl. S. 542), hat der Stadtrat der Stadt 
Jöhstadt am 06. Februar 2020 folgende Entschädigungssatzung Wahlen, Volks- und 
Bürgerentscheide beschlossen: 
 
 

§ 1 Geltungsbereich 
 
(1) Diese Satzung regelt die Höhe von Entschädigungen für die Ausübung einer 

ehrenamtlichen Tätigkeit bei nachfolgenden Wahlen, Entscheiden, Abstimmungen: 

Europawahlen 
Bundestagswahlen 
Landtagswahlen 
Kommunalwahlen (Bürgermeisterwahlen, Stadtratswahlen, 
Ortschaftsratswahlen, Landratswahlen, Kreistagswahlen) 
Volksentscheiden 
Bürgerentscheiden 

(2) Sie gilt für die Vorsitzenden, Stellvertreterinnen/Stellvertreter und sonstigen 
Mitglieder der Wahl- bzw. Abstimmungsorgane der Stadt Jöhstadt sowie für alle zum 
Einsatz kommenden ehrenamtlichen Hilfskräfte und Personen, die sich am Wahl- bzw. 
Abstimmungstag für den ehrenamtlichen Dienst bereithalten. 

 
 

§ 2 Höhe der Entschädigungen 
 
(1) Die Mitglieder des Gemeindewahlausschusses erhalten für die Teilnahme an einer 

einberufenen Sitzung eine Entschädigung in Höhe von: 

Vorsitzende/Vorsitzender bzw. 
deren/dessen Stellvertreterin/Stellvertreter 25,00 EURO 
Beisitzerin/Beisitzer bzw. 
deren/dessen Stellvertreterin/Stellvertreter 15,00 EURO 

(2) Die Mitglieder der Wahl-/Abstimmungsvorstände und Briefwahl-/ 
Briefabstimmungsvorstände und weitere für die Durchführung von Wahlen und 
Entscheiden unterstützende Personen erhalten pro Wahl- bzw. Abstimmungstag eine 
Entschädigung in folgender Höhe: 

Vorsteherin/Vorsteher 35,00 EURO 
Übrige Mitglieder 25,00 EURO 
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(3) Ehrenamtliche Hilfskräfte erhalten je Wahl- bzw. Abstimmungstag eine Entschädigung 
in Höhe von 15,00 Euro. Personen, die sich am Wahl- bzw. Abstimmungstag in den 
Räumen der Wahlorganisation oder in telefonischer Rufbereitschaft für die 
ehrenamtliche Tätigkeit bereithalten, aber nicht eingesetzt werden, erhalten für die 
Wartezeit eine Entschädigung in Höhe von 10,00 Euro. 

(4) Bei mehreren gleichzeitig an einem Tag stattfindenden Wahlen und Abstimmungen 
nach § 1 Abs. 1 erhalten die Mitglieder der Wahl- bzw. Abstimmungsvorstände 
zusätzlich zur Entschädigung nach Absatz 2 einen einmaligen Entschädigungssatz in 
Höhe von 15,00 Euro. 

 
 

§ 3 Inkrafttreten 
 
(1) Diese Satzung der Stadt Jöhstadt über die Entschädigung ehrenamtlicher Tätigkeit bei 

Wahlen, Volks- und Bürgerentscheiden tritt am Tag nach ihrer öffentlichen 
Bekanntmachung in Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt die Satzung über die Entschädigung ehrenamtlicher Tätigkeit bei 
Wahlen vom 01. Januar 2002 außer Kraft. 

 
 
Jöhstadt, den 07. Februar 2020 
 
 
 
 
Der Bürgermeister 
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Hinweise nach § 4 Abs. 4 SächsGemO 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der 
SächsGemO beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser 
Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn: 

1. die Ausfertigung der Satzung nicht oder fehlerhaft erfolgt ist, 
2. Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzungen, die Genehmigung oder die 

Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind, 
3. der Bürgermeister dem Beschluss nach § 52 Abs. 2 SächsGemO wegen 

Gesetzwidrigkeit widersprochen hat, 
4. vor Ablauf der in § 4 Abs. 4 Satz 1 SächsGemO genannten Frist 

a) die Rechtsaufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet hat oder 
b) die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschrift gegenüber der Gemeinde 

unter Bezeichnung des Sachverhaltes, der die Verletzung begründen soll, 
schriftlich geltend gemacht worden ist. 

Ist eine Verletzung nach Satz 2 Nr. 3 oder 4 geltend gemacht worden, so kann auch nach Ablauf 
der in § 4 Abs. 4 Satz 1 SächsGemO genannten Frist jedermann diese Verletzung geltend 
machen. 
 
 
Jöhstadt, den 07. Februar 2020 
 
 
 
 
Der Bürgermeister 
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Bekanntgabe der Beschlüsse 
der 7. Sitzung des Stadtrates am 06. Februar 2020 

 
Der Stadtrat der Stadt Jöhstadt hat in seiner öffentlichen Sitzung am 06. Februar 2020 
folgende Beschlüsse gefasst: 
 
 
Beschluss Nr. 54: 
 
Der Stadtrat der Stadt Jöhstadt beschließt, dem Planungsbüro Viola Pröger, Ing.-Büro für 
Heizung, Lüftung, Sanitär, mit der Planung für die technische Ausstattung für Heizung, Lüftung 
und Sanitär des Feuerwehrgerätehauses in Höhe von 26.904,37 € zu beauftragen. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 

Stimmberechtigte Davon 
Anwesend 

Ja Nein Enthaltung Befangenheit 

14 12 12 0 0 0 
 
 
Beschluss Nr. 55: 
 
Der Stadtrat beschließt, für die noch zu vermessende Teilfläche des Flurstücks 418/3 der 
Gemarkung Steinbach den Auftrag an das Vermessungsbüro Dipl.-Ing. Ulf Fiedler, Marienberg 
zu vergeben. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 

Stimmberechtigte Davon 
Anwesend 

Ja Nein Enthaltung Befangenheit 

14 12 12 0 0 0 
 
 
Beschluss Nr. 56: 
 
Der Stadtrat beschließt den Auftrag zur Herstellung eines Fahrgastunterstandes für den 
Ortsteil Neugrumbach an die Firma EXparts-Germany und in Ergänzung an Bau und 
Montageservice Thomas Störzel in folgender Ausführung zu vergeben: 
 
Rückwand sowie an den Seiten und im Frontbereich ein Sockel aus Fundermaxplatten; 
Restflächen an den Seiten und im Frontbereich aus Verbundsicherheitsglas.  
 
Der Grundpreis mit Entfall der Rückwand und verkleinerten Seitenscheiben ist 5.429,54 € 
(Firma Exparts-Germany, Anlage 3) 
 
Die zu ergänzende Beplankung (Fundermaxplatten) kosten 946,88 € (Bau und Montageservice 
Thomas Störzel; Anlage 4)  
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Zu erwartenden Kosten sind 6.376,42 € zuzüglich 270 € für Transport/Entladung und Montage 
und Eigenleistung. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 

Stimmberechtigte Davon 
Anwesend 

Ja Nein Enthaltung Befangenheit 

14 12 11 0 0 1 
 
 
Beschluss Nr. 57: 
 
Der Stadtrat beschließt, den Auftrag zur Lieferung eines Servers für die Oberschule Jöhstadt 
an die Firma Kraus Computersysteme, Hauptstraße 79, 09477 Jöhstadt OT Steinbach, zu 
vergeben. Die Auftragssumme beträgt 8.320,38 Euro. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 

Stimmberechtigte Davon 
Anwesend 

Ja Nein Enthaltung Befangenheit 

14 12 11 0 0 1 
 
 
Beschluss Nr. 58: 
 
Der Stadtrat beschließt die vorliegende Fortschreibung des Brandschutzbedarfsplanes der 
Stadt Jöhstadt. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 

Stimmberechtigte Davon 
Anwesend 

Ja Nein Enthaltung Befangenheit 

14 12 12 0 0 0 
 
 
Beschluss Nr. 59: 
 
Der Stadtrat beschließt, die Flurstücke 65, 67 und 68 der Gemarkung Oberschmiedeberg, an 
die IG Preßnitztalbahn e.V. Jöhstadt zum Preis von insgesamt 2.812,70 € zu verkaufen. Die zur 
Durchführung des Vertrages anfallenden Kosten werden vom Erwerber getragen. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 

Stimmberechtigte Davon 
Anwesend 

Ja Nein Enthaltung Befangenheit 

14 12 12 0 0 0 
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Beschluss Nr. 60: 
 
Der Stadtrat beschließt, das Flurstück 459/1 der Gemarkung Jöhstadt, Dürrenberg 120 in 
Jöhstadt, an die IG Preßnitztalbahn e.V. Jöhstadt zum Preis von 2.000 € zuzüglich 
Abwasserbeitrag in Höhe von 3.970,08 € zu verkaufen. Die zur Durchführung des Vertrages 
anfallenden Kosten werden vom Erwerber getragen. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 

Stimmberechtigte Davon 
Anwesend 

Ja Nein Enthaltung Befangenheit 

14 12 12 0 0 0 
 
 
Beschluss Nr. 61: 
 
Der Stadtrat beschließt, dass bei dem Grundstückskaufvertrag über die Flurstücke 666/1 und 
297 der Gemarkung Jöhstadt ein Vorkaufsrecht nach allen öffentlich-rechtlichen Vorschriften 
nicht ausgeübt werden kann. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 

Stimmberechtigte Davon 
Anwesend 

Ja Nein Enthaltung Befangenheit 

14 12 12 0 0 0 
 
 
Beschluss Nr. 62: 
 
Der Stadtrat beschließt, dass bei dem Grundstückskaufvertrag über das Flurstück 565/3 der 
Gemarkung Grumbach ein Vorkaufsrecht nach allen öffentlich-rechtlichen Vorschriften nicht 
ausgeübt werden kann. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 

Stimmberechtigte Davon 
Anwesend 

Ja Nein Enthaltung Befangenheit 

14 12 11 0 1 0 
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Beschluss Nr. 63: 
 
Der Stadtrat beschließt lt. Sächs. Gemeindeordnung § 28 Abs. 2 Nr. 22 i.V.m. § 73 Abs. 5 die 
Annahme der jeweiligen Geldzuwendung in Höhe von insgesamt 100,00 € mit der 
Weiterleitung an den entsprechenden Empfänger. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 

Stimmberechtigte Davon 
Anwesend 

Ja Nein Enthaltung Befangenheit 

14 12 12 0 0 0 
 
 
Beschluss Nr. 64: 
 
Der Stadtrat lehnt die Petition wegen mangelnder Aussicht auf eine Neuansiedlung eines 
Arztes und der Kostenbelastung durch das Gebäude für die Stadt ab. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 

Stimmberechtigte Davon 
Anwesend 

Ja Nein Enthaltung Befangenheit 

14 12 10 0 2 0 
 
 
Beschluss Nr. 65: 
 
Der Stadtrat beschließt, die vorliegende Satzung der Stadt Jöhstadt über die Entscheidung 
ehrenamtlicher Tätigkeit bei Wahlen, Volks- und Bürgerentscheiden (Entschädigungssatzung 
Wahlen, Volks- und Bürgerentscheide). 
 
Abstimmungsergebnis: 
 

Stimmberechtigte Davon 
Anwesend 

Ja Nein Enthaltung Befangenheit 

14 12 12 0 0 0 
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Beschluss Nr. 66: 
 
Der Stadtrat beschließt die Wahl mit den aufgestellten Personen für den 
Gemeindewahlausschuss offen und en bloc durchzuführen. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 

Stimmberechtigte Davon 
Anwesend 

Ja Nein Enthaltung Befangenheit 

14 12 12 0 0 0 
 
 
Beschluss Nr. 67: 
 
Der Stadtrat wählt offen und en bloc die folgenden Personen 
 

Amt Ausführende Person Vertreter 
Vorsitzender Herr Jan Schreiter Herr Fritz Bergelt 
Beisitzer 1 Frau Gerda Baumann Frau Nicole Grocholski 
Beisitzer 2 Frau Andrea Meyer Herr Frank Hofmann 
Beisitzer 3 Herr Werner Franz Herr Dr. Daniel Meyer 
Beisitzer 4 Herr Maik Mischau Herr Ralf Wagler 

 

in den Gemeindewahlausschuss. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 

Stimmberechtigte Davon 
Anwesend 

Ja Nein Enthaltung Befangenheit 

14 12 12 0 0 0 
 
 
 
Jöhstadt, den 11. Februar 2020 
 
 
 
Olaf Oettel 
Bürgermeister  

Seite 17 von 21



Seite 18 von 21



-

Seite 19 von 21



Einladung zur Jagdgenossenschaftsversammlung 
der Jagdgenossenschaft Jöhstadt 

 
 
Zur Versammlung der Mitglieder der Jagdgenossenschaft Jöhstadt am 
 

Sonnabend, 14. März 2020, 18.30 Uhr 
im Sportcenter in Jöhstadt 

 
werden alle Eigentümer von Grundflächen, die zum 
gemeinschaftlichen Jagdbezirk Jöhstadt gehören und 
auf denen die Jagd ausgeübt wird, recht herzlich eingeladen. 
 
 
Tagesordnung: 
 

1. Begrüßung 
2. Verlesung und Bestätigung des Protokolls der Jagdgenossenschaftsversammlung vom 

30. März 2019 
3. Kassenbericht mit Jahresrechnung 2019 und Haushaltsplan 2020 (Beschluss) 
4. Bericht Kassenprüfer 
5. Entlastung des Jagdvorstandes und des Kassenführers (Beschluss) 
6. Verwendung des Reinertrages (Beschluss) 
7. Sonstiges 

 
Anschließend gemütliches Beisammensein mit Wildbretessen. 
 
 
Olaf Oettel 
Vorsitzender der Jagdgenossenschaft Jöhstadt 
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Änderung des Sächsischen Straßengesetzes (SächsStrG) 
- Hinweis auf eine erhebliche Änderung in Bezug auf die 

Bestandsverzeichnisse der Gemeinden 
 
 
Mit Wirkung vom 13.12.2019 (rechtsbereinigt zum 01.01.2020) trat eine Änderung des 
SächsStrG in Kraft. Diese Gesetzesänderung weist unter anderem eine maßgebliche 
Modifikation im § 54 hinsichtlich der Bestandsverzeichnisse auf.  
 
 
§ 54 Abs. 3 SächsStrG  
„1Sind Straßen, Wege und Plätze im Sinne von § 53 Absatz 1 Satz 1 nicht bis zum Ablauf des 
31. Dezember 2022 in ein Bestandsverzeichnis aufgenommen, verlieren sie den Status als 
öffentliche Straße.  
2Wer ein berechtigtes Interesse an der Eintragung als Straße, Weg oder Platz im Sinne von § 53 
Absatz 1 Satz 1 hat, hat dies der Gemeinde schriftlich bis zum Ablauf des 31. Dezember 2020 
mitzuteilen.  
3Die Gemeinden haben auf die Sätze 1 und 2 bis zum 30. Juni 2020 öffentlich hinzuweisen.  

4Die Gemeinde soll in den Fällen des Satzes 2 innerhalb eines Jahres eine schriftliche 
Entscheidung über die Eintragung treffen.  
5Nach Ablauf der Frist nach Satz 1 oder nach Abschluss des Verfahrens nach Satz 4 ist die 
Eintragung in das Bestandsverzeichnis nur nach erfolgter Widmung gemäß § 6 SächsStrG 
zulässig.“ 
 
 
Die Stadt Jöhstadt weist hiermit auf die Hinweise öffentlich hin. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Impressum 
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